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vielen Dank für die interessanten Zu-
schriften zur ersten Ausgabe unserer 
Fraktionszeitschrift Die Andere.

Derzeit versucht die Stadtverwaltung uns 
gerade mit absonderlichen Rechtsauffas-
sungen die Akteneinsicht zu erschweren 
und entdeckt den Datenschutz für eigene 
Zwecke, wenn wir z.B. Informationen über 
die Immobilien Herrn Jauchs oder die Spon-
soren des Stadtwerkefestes beantragen. 

Wir hoffen dennoch, dass unsere zweite 
Ausgabe nicht so trist daherkommt wie es 
im Stadthaus meist zugeht.

Wenn Sie selbst Ideen und Anregungen ha-
ben, was wir in unserer politischen Arbeit 
stärker aufgreifen können oder was Die 
Andere anders machen sollte, wenden Sie 
sich einfach an uns. 

Wir freuen uns auf Ihre Meinung.

Sven Brödno
Stadtverordneter
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Gemeinsam mit dem Verein Mitteschön 
bargen der Stadtverordnete Sven Bröd-
no und Sympathisanten der Fraktion am 
7.7.07 Ziegel aus dem Fundament des 
ehemaligen Stadtschlosses. Überrascht 
mussten wir dabei feststellen, dass die ba-
rocke Konkurrenz den traditionellen Hand-
werkstechniken abgeschworen hat und die 
historischen Gemäuer mit dem Bohrham-
mer traktierte. 

Noch ernüchternder war das Ergebnis 
unserer Auktion bei ebay. Brachte es der 
erste Schlossziegel noch auf 17,90 €, woll-
te schon den zweiten überhaupt niemand 
mehr haben. Ertragreicher ist da schon 
das Geschäft mit den Schlossgegnern. 
Beim Straßenfest in der Elfleinstraße konn-
te man gegen Spende Stadtschlossziegel 
zerschlagen. Dabei kamen immerhin 30,- € 
für den Wiederaufbau eines Berliner Wohn-
projektes in der Rigaer Straße zusammen.

In einer Kleinen Anfrage wollte die Fraktion 
Die Andere wissen, wie das Stadtwerkefest 
finanziert wird. Die Stadtverwaltung ver-
weigerte die Auskunft. Mit den Sponsoren 
sei Vertraulichkeit vereinbart worden. 

Auch auf die Frage, welche Summen durch 
Gesellschaften mit städtischer Beteiligung 
(wie z.B. EWP und STEP)  für das Stadt-
werkefest gesponsort wurden, gab es kei-
ne Antwort. Hier hätten die privaten Mit-
gesellschafter (EON edis und Remondis) 
der Veröffentlichung (die eine Anfrage ja 
nicht einmal sein muss) nicht zugestimmt.       
Zumindest konnte der OB aufhellen, wa-

rum er die Auskunft nach den Kosten des 
Stadtwerkefestes in der Stadtverordne-
tenversammlung verweigerte, aber die 
Zahlen wenig später vom Stadtwerkege-
schäftsführer Paffhausen in einem Pres-
seinterview veröffentlicht wurden. „Erst 
nach Abstimmung mit und Zustimmung 
durch den Gesellschafter hat Herr Paff-
hausen die Kosten des Stadtwerkefestes 
benannt“. Die Stadt wird als Gesellschaf-
ter übrigens durch den Oberbürgermeis-
ter vertreten, der mangels seiner eigenen 
Zustimmung den Stadtverordneten keine 
Auskunft erteilen konnte. 

Welche Immobilien die Stadt Potsdam oder 
städtische Gesellschaften an Günther 
Jauch veräußert haben, will die Stadt-
verwaltung unserer Fraktion nicht ver-
raten. Auf unsere Anfrage hin wurde nur 
auf Drucksachen verwiesen, die wir schon 
kannten. Völlig ausgeschlossen ist nach 
Ansicht der Verwaltung eine Auskunft über 
die Geschäfte zwischen städtischen Be-
trieben und Herrn Jauch. Selbst die bloße 
Auskunft, dass keine Auskunft erteilt wird, 
wurde noch auf dem rosa Papier mit dem 
Vermerk „nicht öffentlich“ ausgereicht.

Deutlich auskunftsfreudiger zeigte sich der 
Oberbürgermeister noch 2002, als er eine 
ähnliche Kleine Anfrage sogar öffentlich be-
antwortete und dabei freimütig berichte-
te, zu welchem Preis die GEWOBA welche 
Grundstücke an Wolfhard Kirsch verkauft 
hatte (Ds 02/0890). Ob die Ungleichbe-
handlung an einem besonderen Schutzsta-
tus für Günther Jauch oder einem Sinnes-
wandel des OB liegt, wird Die Andere nun 
in einer weiteren Kleinen Anfrage heraus-
zufinden versuchen. 

Aus dem Rathaus

Schlossziegel

Stadtwerkefest

Jauch und Kirsch
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Obwohl weder die Stadtverordnetenver-
sammlung noch der Hauptausschuss sich 
für eine Bewerbung Potsdams als Spielort 
der Frauenfußball-WM 2011 ausgespro-
chen hatten, ließ der Oberbürgermeister 
Bewerbungsunterlagen erarbeiten. Der 
Auftrag für das 20.825 € teure Gutach-
ten wurde freihändig vergeben. Außerdem 
wurde noch eine Lärmstudie für die Stadi-
onstandorte Heinrich-Mann-Allee und Karl-
Liebknecht-Stadion erstellt, die 9.948,40 
€ kostete.

Mit beiden Händen soll man sich in der 
Stadtverordnetenversammlung melden, 
wenn man einen Geschäftsordnungsantrag 
stellen will. Dadurch kann das Präsidium 
erkennen, wer einen GO-Antrag stellen will. 
Laut Geschäftsordnung sind GO-Anträge 
nämlich sofort abzustimmen. Die Vorsit-
zende der StVV scheint Sinn und Zweck des 
besonderen Handzeichens nicht erkannt zu 
haben. Denn wenn man einen Antrag zur 
Geschäftsordnung stellt, lässt sie diesen 
erst nach Ende der Debatte abstimmen, 
wenn man sich nicht mit zwei Händen ge-
meldet hat.

Als die Synode der Evangelischen Kirche 
vor einigen Jahren beschloss, den Aufbau 
der Garnisonkirche zu unterstützen und ein 
Versöhnungszentrum in das alte Preußen-
symbol zu stecken, waren wir schon skep-
tisch, dass der Symbolgehalt dieses Ortes 
so gebrochen werden kann. Der Verlauf 
der parallelen Spendensammlungen spricht 
Bände. Während der „Ruf aus Potsdam“, 
den die Lokalprominenz aus Potsdam und 

Brandenburg in die Welt schickte, keinen 
Hund hinter dem Ofen hervorlockte, hat die 
rechtskonservative bis rechtsextreme Tra-
ditionsgemeinschaft Potsdamer Glocken-
spiel einige Millionen zusammenbekommen. 
Die Identifikation der ganz Rechten mit dem 
Aufbau der Garnisonkirche scheint erheblich 
stärker als der Bedarf der Bürgerlichen an 
einem Nachbau des Barockturmes und der 
Bedarf an Versöhnung zusammen. Inzwi-
schen regen sich erste Stimmen, die vom 
Konzept des Versöhnungszentrums abwei-
chen. Das Wort Versöhnungszentrum fin-
det sich nicht einmal mehr im Entwurf der 
Stiftung, die immerhin zur Gründung einen 
Zuschuss aus Landesmitteln erhalten soll. 
Den Historizistinnen geht es ohnehin nur 
um die vom Inhalt entkoppelte Form. Saskia 
Hüneke behauptete kürzlich, dass in Pots-
dam niemand verstehen kann, dass Kirche 
und Traditionsgemeinschaft sich nicht eini-
gen können. Beide wollen doch schließlich 
dasselbe.

Offenbar kommt es in diesem Weltbild auf 
Dinge wie ein Versöhnungszentrum einfach 
nicht an. 

Kürzlich informierte die Stadtverwaltung 
über die Umsetzung des wesentlich durch 
unsere Fraktion initiierten Beschlusses 
zur Sicherung des Stadionstandortes im 
Karl-Liebknecht-Stadion. Neben der Dach-
sanierung am Stadiongebäude werden ver-
schiedene Auflagen des DFB umgesetzt 
(u.a. Wellenbrecher, zusätzliche Kassen 
im Gästebereich, Toilettengebäude und 
Dopingtestraum). Insgesamt kosten die 
Maßnahmen ca. 430.000 €, die der SV 
Babelsberg 03, das Land und die Stadt 
aufbringen. Der städtische Anteil kommt 
übrigens aus Restmitteln des Hauptstadt-
vertrages, die wegen der Verzögerungen 
beim Bau der Trambrücke 2007 nicht mehr 
für Unnützes verbraucht werden können 
und daher ins Karli fließen dürfen.

Bewerbung für 
     Frauenfußball-WM

Handzeichen

Karli

Garnisonkirche
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Battis-Gutachten: 
Welche Fragen bleiben offen?

Das Battis-Gutachten ist Auslöser eines 
kaum noch zu überbietenden Aktionismus 
und Schwammdrüberismus. Selbst Die 
Linke – gestartet mit einem großen Fra-
genkatalog – wird das Thema in nächster 
Zukunft begraben, zumal der Antrag, den 
Oberbürgermeister zu rügen, keine Mehr-
heit gefunden hat.

Die Fraktion Die Andere hat nun Klage 
eingereicht, um Einsicht in alle Akten des 
Battis-Gutachtens zu bekommen, da ein 
Ausschuss, der dies hätte klären können, 
auch mit den Stimmen der Fraktion „Die 
Linke“ abgelehnt wurde. Außerdem soll mit 
der Klage die Stadt dazu veranlasst wer-
den, im Rahmen der Akteneinsicht Kopien 
zu erstellen. 

Es gibt noch ein „geheimes Gutachten“, 
eine erste Version, die möglicherweise 
so viel brisantes Material enthält, dass 
es vom Oberbürgermeister für erforder-
lich gehalten wurde, die zuständige Bau-
beigeordnete Frau Kuick-Frenz mit einem 
Dienstverfahren zum Schweigen zu brin-
gen. Die „nicht öffentliche Langfassung“ 
gibt es im Rahmen der Akteneinsicht nur 
mit geschwärzten Passagen, da die Bau-
herren offensichtlich vermeiden wollen, 
namentlich mit bestimmten Gebäuden in 
Verbindung gebracht zu werden. Ebenfalls 
geheim ist die Höhe der Bescheide für die 
steuerrechtlichen Abschreibungen.

Die „öffentliche Kurzfassung“ wäscht die 
Weste des OB weiß und stellt der städ-
tischen Bau- und Denkmalschutzbehörde 
sowie der Naturschutzbehörde einen Män-
gelpass aus. Verfehlungen der Bauherren 
und der Druck, der von ihnen auf die genann-
ten Behörden ausgeübt wurde, verschwin-
den in der Kurzfassung. Der daraufhin vom 
Oberbürgermeister vorgeschlagene Mas-

terplan (v.a. Umzug der Denkmalschutzbe-
hörde in die Bauverwaltung und Einrichtung 
einer Clearingstelle) könnte dazu führen, 
dass den millionenschweren Bauherren Tür 
und Tor geöffnet werden. Ich frage mich, 
warum ein Gutachten erforderlich war, das 
schon jetzt soviel kostet wie zwei Perso-
nalstellen für ein Jahr, mit denen vielleicht 
der gleiche Effekt hätte erzielt werden kön-
nen. Darüber hinaus wurde eine artfremde 
Firma mit der Organisationsentwicklung in 
den genannten Verwaltungsbereichen be-
auftragt. 

Unbestreitbar lässt sich feststellen, dass 
die steuerlichen Bescheinigungen, die ohne 
entsprechende Rechtsgrundlage erstellt 
wurden, dem Bauherren weiter zur freien 
Verfügung stehen. Der OB hat diese bis 
zum heutigen Tag nicht zurück genommen, 
obwohl in der Hauptausschusssitzung vom 
27.06.2007 erklärt wurde, diese zurück-
ziehen zu wollen. Hierzu soll auch ein ent-
sprechendes Verfahren eröffnet worden 
sein. Unbestritten ist weiterhin, dass Bäu-
me unrechtmäßig beseitigt wurden, ohne 
dass dies finanzielle Konsequenzen für den  
Bauherren hatte, da die Verwaltung den 
Hinweisen nicht in der gebotenen Form 
nachgegangen ist. Darüber hinaus ist ein 
Garten, der unter Denkmalschutz stand, 
nun nicht mehr vorhanden.

Warum dieser Aufwand? 

Welche grundsätzlichen Fragen wurden der Frakti-on nicht oder nur ungenü-gend beantwortet?

Wie und nach welchen Kri-

terien wurden die Akten 

ausgesucht, und wer hat 

geprüft, dass diese den 

Gutachtern auch vollstän-

dig übergeben wurden? 
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Herr Professor Battis antwortete auf di-
ese Frage: Die Akten sind von der Verwal-
tung ausgesucht worden, ob dies auch die 
kompletten Akten waren, könne er nicht 
sagen. Insoweit ist auch der Schluss, den 
Prof. Battis in seinem Bericht zieht, konse-
quent: „Wir können nicht beurteilen, ob uns 
alle beurteilungsrelevanten Informationen 
und Nachweise zugänglich gemacht wur-
den. Insofern können wir auch nicht aus-
schließen, dass wir bei Kenntnis weiterer 
Informationen und Dokumente zu einem an-
deren Ergebnis gekommen wären.“ „Sollten 
Dritte Personen beschließen, sich auf die-
sen Bericht zu stützen, geschieht dies auf 
ihre eigene Verantwortung.“ (Seite 8 Bat-
tis-Bericht Kurzfassung). 

Herr Jakobs antwortet in der Hauptaus-
schusssitzung am 11.07.2007 „dass die 
Kriterien und die Auswahl durch Herrn Prof. 
Battis festgelegt worden seien, sowie die 
Vollständigkeit durch Prof. Dr. Battis, Frau 
Elke Schäfer und Herrn Dr. Christian-W. 
Otto (beide sind im Battis-Team) geprüft 
worden seien.

Hierzu gibt es keine eindeutigen Hinweise. 
In der Langfassung sind insgesamt 8 Fälle 
näher beschrieben. In der Kurzfassung sind 
nur noch 3 Verfahren beschrieben, darun-
ter ausführlich der Fall zur Villa Gericke, 
die Anlass zu staatsanwaltlichen Ermitt-
lungen war, die aber mittlerweile einge-
stellt wurden. Herr Prof. Battis erklärte im 
Hauptausschuss am 27.06.2007, dass 20 
Investoren und 63 Vorgänge untersucht 
worden seien. Es gibt also eine wesentliche 
Diskrepanz zwischen den Vorgängen, die 
der öffentlichen Debatte zugänglich waren, 
und denen, die Untersuchungsbestandteil 
waren.

Hierzu ist anzumerken, dass die Einrichtung 
einer Clearingstelle im normalen Verwal-
tungsverfahren nicht vorgesehen ist. Die 
Entscheidung einer solchen Stelle hat also 
im Bauverfahren oder auch bei Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten keine rechtliche 
Wirkung. Der Untersuchungsbericht zeigte 
Mängel auf, die aus meiner Sicht durch die 
konsequente Schulung (Verwaltungsrecht, 
Kommunikation) der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu beheben sind. Ebenfalls soll-
ten klare Grundsätze der Zusammenarbeit 
zwischen den einzelnen Behörden formuliert 
und befolgt werden. Der OB sieht sich aber 
aus mir nicht erfindlichen Gründen genöti-
gt, eine Clearingstelle zu schaffen. Diese 
soll nach Aussagen von Herrn Goetzmann 
(im Hauptausschuss vom 22.08.2007) 
tätig werden, wenn ein besonderes öffent-
liches und städtisches Interesse vorliegt 
oder ein Antragsteller dies ausdrücklich 
wünscht.

Diese Aussage spricht wohl für sich selbst 
und so können dann unsere millionen-
schweren Mitbürgerinnen und Mitbürger 
darauf hoffen, dass die Verwaltung gleich 
tut, was begehrt wird und merkwürdige 
Bußgeldandrohungen oder öffentliche Be-
schwerden der Vergangenheit angehören. 

Allein diese drei näher beschriebenen Fak-
ten – und es gibt noch einige mehr – sind 
für unsere Fraktion Grund genug, weiter 
die Fragen zu stellen, die der Battis-Be-
richt nicht beantwortet. Wir werden wei-
ter beobachten, wie die Stadtverwaltung 
aus ihren Fehlern lernt. 

Neue Ansatzpunkte ergeben sich vielleicht 
erst dann, wenn die komplette Aktenein-
sicht gerichtlich durchgesetzt wurde.

Irene Kirchner

Welchen Zweck soll die 

Clearingstelle haben?

Wie viele Akten sind unter-sucht worden? 
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Gesellschaftliche und politische Prozesse 
sickern ja manchmal langsam, gar schlei-
chend in unser Leben und unser Bewusst-
sein. Man schimpft auf das Gerede eines 
Jörg Schönbohm, man hat ein ungutes 
Gefühl, wenn er Innenminister des eigenen 
Landes werden darf, aber erst nach Jahren 
merkt man, dass da ein Denken nach un-
ten durchgesickert ist, und dass es Jahre 
dauern wird, bis man diesen Teufel wieder 
ausgetrieben haben wird.

Das erste Mal ahnte ich, dass etwas nicht 
stimmt, als ich nachts um elf auf eine grü-
ne Fuß-Radampel am Nauener Tor zufuhr 
und mich nach links vergewisserte, dass 
dort kein Auto kommt. Als ich wieder nach 
vorn schaute, war die Ampel bereits rot, 
ich war auf der Fahrbahn und ich fuhr na-
türlich trotz „Rot“ weiter. Das einzige 
Auto weit und breit war so weit weg, dass 
ich es erst als Polizeiauto erkannte, als 
es mir hinterherfuhr. Die beiden Damen 
interessierte meine Geschichte nicht, sie 
hatten mich ausschließlich beim Befahren 
einer roten Ampel gesehen und erhielten 
25 €. Ein Radfahrer fuhr vorüber und rief 
„Verbrecherjagd in Potsdam! Und dann 
noch auf dem Radweg stehen!“ und eine 
Polizistin sprach: „Den schnappen wir uns 
auch gleich noch!“ und ich hoffe, ich habe 
sie noch lang genug aufgehalten.

Wie sich eine Ahnung über veränderte Ge-
sellschaft in eine Gewissheit wandelt, wird 
jeder Radfahrer in Potsdam selbst erlebt 
haben: Man hört zu viele gleichartige Er-
zählungen, man wird selbst noch ein oder 
zwei Mal abkassiert und hört dabei das-
selbe Geschwätz über Radfahrerunfälle, 
das man dann auch in den Zeitungen im-
mer mal wieder liest. Wenn man fragt, wie 
denn ein Fahren auf dem Fußweg morgens 
um zwei oder ein Befahren des Radweges in 
die falsche Richtung nachts um halb zwölf 
ganz konkret mit der Unfallproblematik 

zusammenhängt, dann hört man nur Abs-
truses. Es zeigt sich ein primitiver techno-
kratischer Glaube, man könne ein Problem 
mit einem Mittel lösen, das irgendwie un-
scharf mit dem Problem zusammenhängt.
Nun mag man einwenden, dass eine Mehr-
heit mit CDU und SPD eben eine bestimm-
te Gesellschaftsvorstellung wählt, und die 
ist eben illiberal und repressiv. Man kann 
auch einwenden, dass man von Straßen-
polizisten kein Gespür für Verhältnismä-
ßigkeit verlangen kann, dass sie nur nach 
Gesetzeslage Ja oder Nein unterscheiden 
können. Man kann ebenso einwenden, dass 
man schließlich nicht für jede Verkehrssitu-
ation oder Tageszeit verschiedene Regeln 
einführen kann.

Auf diese statische Sicht sollte man sich 
nicht zurückziehen: Straßenpolizisten ha-
ben einen sauschweren Job, sie agieren 
permanent an den Rändern der Kultur, 
also dort, wo kulturelle Standards verletzt 
werden. Das prägt natürlich ihre Wahr-
nehmung, manchmal sehen sie nur noch 
Abweichung und glauben an die Notwen-
digkeit, Abweichung früh zu bestrafen, weil 
sie das als Haupt-Prävention für größere 
Abweichung ansehen. Dies ist verbunden 
mit einem Eingebundensein in ein über-
kompliziertes Rechtssystem, was dazu 
führt, dass sie versuchen, wenigstens jene 
Rechtsnormen durchzusetzen, die eindeu-
tig und verständlich erscheinen. Trotzdem 
muss man ihnen deutliche Grenzen setzen, 
denn die professionellen Belastungen und 
Deformationen einer Berufsgruppe dürfen 
nicht dazu führen, dass diese Berufsgrup-
pe das gesellschaftliche Klima aus diesen 
Problemen heraus prägt.

Inhaltlich heißt das, dass man den Polizis-
ten klar macht, dass ein Radwegenetz nicht 
so formalisiert betrachtet werden kann 
wie das Straßennetz: Ein Radwegenetz ist 
nicht streng formalisiert geplant, weil dazu 
in unseren Städten viel zu wenig Platz ist 
und weil unser Verkehrssystem auf das 

Das Große im Kleinen: 
Polizeiterror gegen Radfahrer

Verbrecherjagd in 

                   Potsdam!
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Auto hin gebaut wurde. Erst seit wenigen 
Jahren wird flächendeckend versucht, auch 
die Radfahrer konsequent bei der Planung 
zu berücksichtigen. Wir haben dadurch ein 
fragmentarisches, lückenhaftes Netz mit 
Widersprüchlichkeiten, Missverständlich-
keiten und vielen Unklarheiten. Oftmals sind 
die Probleme auch gar nicht lösbar, weil 
kein Platz oder Geld da ist usw. Gleichzei-
tig wollen und sollen immer mehr Verkehre 
mit dem Rad abgewickelt werden. Diese Si-
tuation war und ist nicht ideal, Potsdam 
ist keine besonders fahrradfreundliche 
Stadt, aber es war ein unausgesprochener 
Konsens in der Bürgerschaft, die Situati-
on u.a. dadurch zu bewältigen, dass man 
ausgesprochen tolerant mit den Verkehrs-
regeln umgeht. So wurde z.B. Radfahren 
auf Fußwegen schon deshalb toleriert, weil 
man auf Pflasterstraßen kaum mit dem 
Rad fahren kann. Es gibt für diesen Fall den 
Grundsatz der Vorsicht und gegenseitigen 
Rücksichtsnahme.

Wo dieser Grundsatz verletzt wurde, hat 
die Potsdamer Polizei über viele Jahre hin-
weg nicht agiert – und darüber haben sich 
Bürger zu Recht beschwert. Mittlerweile 
haben wir aber eine noch bizzarere Situa-
tion: Die Polizei reagiert in Fällen wirklicher 
Rücksichtslosigkeit nach wie vor nicht. 
Wenn man in diesen Fällen zuschaut, so ge-
winnt man den Eindruck, dass den Polizis-
ten diese Situationen zu anstrengend sind: 
Rücksichtslos sind Radfahrer ja nur, wenn 
sie eine hohe Geschwindigkeit haben, und 
diese Situationen erfordern vom Polizisten 
ein gewisses professionelles Können. Die 
übertriebene Repression gegen alle ande-
ren Radfahrer – ich halte den Ausdruck Po-
lizeiterror für notwendig, um das Ausmaß 
und die Willkür zu kennzeichnen – erscheint 
vor diesem Hintergrund als Kompensati-
onshandlung.

Das Problem der Willkür zeigt sich hier 
übrigens idealtypisch für unseren gesell-
schaftlichen Zustand: Der Rechtsstaat will 
ja die Willkür beschränken, indem er klare 
Regelungen schafft. Wir haben aber mitt-
lerweile so viele Regelungen – die alle inner-

halb von komplexen Gefügen Willkür vermei-
den sollen – dass sie unüberschaubar und 
widersprüchlich werden. Das schafft in der 
Deutung der Regelungen neue Willkür, das 
Willkürproblem wird also auf höherer Ebene 
reproduziert. Diese Dialektik scheint zwin-
gend zu sein, und da wir die Komplexität 
des Seins nicht reduzieren können, bleibt 
nur, die neue Willkür zu vermeiden, indem 
man nicht auf die Regelungen schaut, son-
dern auf die Sache selbst. Auf der Ebene 
der Sache selbst darf ich auch mal freihän-
dig fahren oder einen Weg abkürzen, solan-
ge ich niemanden gefährde. Auf der Ebene 
der Sache selbst ist der Polizist keine Ab-
strafungsmaschine, sondern ein Professi-
oneller, und der professionelle Grundsatz 
lautet: Ich bestehe auf der Einhaltung der 
Regel, setze sie aber permissiv um, betrafe 
also nur gefährdende Regelabweichungen.

Politisch scheinen mir auf kommunaler 
Ebene wenige Handlungsmöglichkeiten ge-
geben, weil die Polizei Landessache ist. 
Ich würde mir wünschen, dass die Stadt-
verordnetenversammlung den Oberbürger-
meister auffordert, den Innenminister um 
Mäßigung zu bitten. Ihm sollte erläutert 
werden, dass das Radwegnetz für dümm-
liche Formalienreiterei nicht geplant ist, 
dass die Bürger der Stadt Potsdam eine 
nichtrepressive Ordnungsvorstellung ha-
ben und dass die Polizei sich auf die Bear-
beitung von Störfällen wie Rücksichtslosig-
keit konzentrieren soll.

Bürgerschaftlich könnte ich mir vorstellen, 
dass es sinnvoll ist, sich an die Polizisten 
selbst zu wenden, insbesondere außerhalb 
der konkreten Konfliktsituation, in der ja die 
permanente Unterstellung an den Bürger 
ist, er wolle nur vor der Strafe fliehen. Man 
sollte mal einen Flyer entwerfen, den man 
Polizisten in die Hand drücken könnte.

Wolfram Meyerhöfer

Die Bürger der Stadt Pots-dam haben eine nichtrepres-sive Ordnungsvorstellung.
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Während in dieser Woche in Potsdam über 
das von der Stadt geplante Vorhaben iQ-
mobilty und die damit verbundene Stauer-
zeugung in der Zeppelinstraße debattiert 
wird, stelle ich mich einer anderen Ver-
suchsanordnung zur Verfügung – Leben 
reduziert auf den Leistungssatz nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz. Kurz umris-
sen, habe ich für 7 Tage genau 45,02 Euro 
zu meiner freien Verfügung und versuche 
damit meinen Lebensunterhalt zu bestrei-
ten. Übrigens ist das der volle Leistungs-
satz. Sollte eine Asylbewerberin z.B. ihren 
Mitwirkungspflichten nicht nachkommen, 
so kann auch dieser auf das gekürzt wer-
den, was „im Einzelfall nach den Umständen 
unabweisbar gebotenen ist“. Asylbewerbe-
rInnen müssen nach der neuen Gesetzge-
bung 48 Monate mit diesem Leistungssatz 
leben, bevor sie Anspruch auf  Leistungen 
analog SGB XII haben (entspricht der Höhe 
der Leistungen von Hartz IV ). Bis zur Än-
derung des Gesetzes im  September dieses 
Jahres waren es 36 Monate.

Die Idee zu dieser Aktion ist von der Flücht-
lingsberatung des Diakonischen Werkes 
Potsdam an mich heran getragen worden 
und ich habe mich bereit erklärt an die-
sem Versuch teilzunehmen. Begleitet von 
der PNN stelle ich mir täglich die Fragen, 
wie viel Geld noch mein eigen ist, was es 
zum Mittag gab, ob ich mich über etwas 
geärgert oder gefreut habe. Die kurzen 
Antworten möchte ich hier nicht noch ein-
mal wiedergeben, sie können auf unserer 
Homepage unter „Presse“ nachgelesen 
werden.

Dass die Flüchtlingspolitik ein ganz eigenes 
und nichtöffentliches Thema in Deutsch-
land ist, weiß wohl jede/r, die/der sich da-
mit eingehender beschäftigt oder in diesem 
Bereich arbeitet. Zu meiner Vorbereitung 
habe ich mich eingehender informiert und 
dieses Wissen an meine Gesprächspart-
nerInnen weiter gegeben. Z.B. regeln allein 
16 Gesetze und Verordnungen den sozial-

rechtlichen Leistungsanspruch von Migran-
tInnen und Flüchtlingen. 

Von dem mir zustehenden Geld muss ich 
Nahrung, Kleidung, Gesundheits- und Kör-
perpflege und Gebrauchs- und Verbrauchs-
güter bezahlen. Leistungen zur Unterkunft 
und Heizung werden nach gesonderten 
Regeln abgerechnet. Theoretisch darf ich 
10 €/Woche für persönliche Bedürfnisse 
des täglichen Lebens ausgeben. Habe ich 
auch getan und Wert darauf gelegt, etwas 
zu Essen im Haus zu haben und mir 4,80 
€ für die Straßenbahn geleistet, damit ich 
nicht ganz so viel laufen muss. Um über die 
Woche zu kommen verzichte ich auf den 
Kauf von Kleidung. Körperpflege rechne 
ich weitgehend ein. Was mir dabei auffällt 
ist, dass für Frauen ein höherer Satz ver-
anschlagt werden sollte (damit meine ich 
nicht Kosmetik). Der Haushaltsvorstand 
erhält bei Paaren und/oder Familien mit 
Kindern einen höheren Betrag, ob dies im 
Regelfall die Frau ist wage ich anzuzweifeln. 
Bei einer Akteneinsicht habe ich gesehen, 
dass dort der Mann die Leistungen für den 
Haushaltsvorstand erhalten hat. Gab es 
nicht irgendwo eine Regelung zur Gleich-
stellung von Mann und Frau? Ich muss in 
dieser Woche nicht zur Ärztin, was mich 
sehr freut. Dennoch bleiben Ausgaben für 
die Gesundheit nicht ganz aus. Mein größ-
tes Problem ist, eine ausgewogene Ernäh-
rung zu gewährleisten. Mir wird bewusst, 
wie tief ich schon gefangen bin in meinem 
täglichen Zeitstress, den ich sonst mit 
Geld verringern kann. Ich nehme mir in die-
ser Woche also Zeit, um Brote zuzuberei-
ten, schäle noch eine Möhre und darf das 
Getränk nicht vergessen. Ausfallen lasse 
ich meine sonst vorhandenen Alternativen: 
einen kurzen Halt beim Bäcker, die Müsli-
riegel oder Honigwaffeln im Büro. Fürs Mit-

Armutszeugnis - 
Bericht über einen anderen Versuch

10 €/Woche für persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens
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tagessen ist sonst ebenfalls gesorgt, die 
Kantine oder der Supermarkt sind ja vor 
Ort. Vier Euro für ein Mittagessen pro Tag 
sind mir in dieser Woche definitiv zu viel. Ich 
erinnere mich an den von unserer Fraktion 
gestellten und von der Stadtverordneten-
versammlung abgelehnten Antrag zur Es-
sensversorgung für bedürftige Kinder.

Auch wenn in Potsdam die Verhältnisse für 
Asylbewerber wesentlich besser sind, als 
in anderen Teilen des Landes, so kann auch 
die Stadt nur in engen Grenzen Erleichte-
rung schaffen und nutzt sie, soweit es po-
litisch entschieden wird, weitgehend aus. 
Was bleibt ist die Ungleichbehandlung von 
MigrantInnen und Flüchtlingen gegenüber 
anderen Bürgerinnen und Bürgern dieser 
Bundesrepublik. Das Land Brandenburg 
steht aus meiner Sicht ebenfalls in der 
Verantwortung, ungerechten Regelungen 
im Bundesrat nicht mehr zuzustimmen. 
Hier sehe ich eine Verantwortung, die nicht 
ausschließlich vor dem Hintergrund erwar-
teter Haushaltausgaben wahrgenommen 
werden darf.

Dazu ein kleines Beispiel, für das ich die 
Fakten aus einer Akteneinsicht entnehme, 
die ein Zeugnis dessen sind, mit welchen 
Schwierigkeiten Asylbewerber hier leben:
Zunächst stelle ich die Frage nach inter-
nen Dienstanweisungen, die im Rahmen der 
Leistungsgewährung erlassen wurden. Die 
zuständige Sachbearbeiterin erklärt mir, 
dass jeder Fall eine Einzelfallentscheidung 
ist und ausschließlich die Regelungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes angewen-
det werden.

Um Leistungen zu gewähren werden re-
gelmäßig Kopien, die den Aufenthaltssta-
tus belegen, zu den Akten genommen. Es 
fand sich ein Effektenprotokoll des Bundes-

grenzschutzes in den Akten, das deutlich 
macht, wie viel jemand bei der Einreise bei 
sich trägt (hier geht es um eine Frau, deren 
Ehemann sich schon seit Jahren im Asyl-
verfahren befindet). 14 Effekten wurden 
dokumentiert: Brief eines Rechtsanwalts 
aus Deutschland, eine Aufenthaltsge-
stattung, Bleistift, Armreif, Schnürsen-
kel, goldfarbende Ohrringe, kosmetischer 
Spiegel, für den Tag gültiges VBB-Ticket, 
35,90 DM, Haarspange, goldfarbende Uhr, 
Geldbörse, Rucksack mit persönlichen Sa-
chen, ein belgischer Franc. Unterschrieben 
ist das Protokoll mit einem Fingerabdruck. 
Zwei Tage später beantragt die Frau Asyl 
und wird bei ihrem Mann im Asylbewerber-
heim untergebracht.

Nach ca. sechs Monaten stellt der Mann 
für sich und seine Frau einen Antrag auf 
Unterbringung in einer Wohnung mit den 
Gründen, dass er einer Arbeit nachgehe, 
die in den Abend- und Nachtstunden statt-
findet. Die Rückfahrt ins Heim ist nach der 
Arbeit kaum möglich, da keine Busse fah-
ren. Zudem wird sein Schlaf gestört, da 
tagsüber zu viel Unruhe ist. Der Antrag 
wird zwei Monate später abgelehnt, mit 
dem Hinweis darauf, dass die vorgetra-
genen Gründe nicht ausreichen und es für 
zumutbar gehalten wird, dass er und seine 
Frau weiter im Heim leben. In einem erneu-
ten Schreiben wird von dem Mann vorge-
tragen, dass seine Frau in der Zeit, in der 
er einer Arbeit nachgeht, sich nicht sicher 
fühlt und auch keinen Kontakt zu anderen 
Bewohnerinnen hat, da keine Frau aus ih-
rem Herkunftsland in dem Heim lebt. Zu-
dem ist es zu unangenehmen Situationen 
gekommen. Darauf hin wird der Antrag auf 
eine Wohnung genehmigt.

In den Akten fällt mir ein Antrag zur Be-
schaffung von Schuhen auf. Dieser wird 
mit dem Hinweis abgelehnt, dass bereits 
Winterschuhe vor ca. einem Jahr geneh-
migt wurden und die Tragezeit zwei Jahre 
beträgt.Eine Krankenversicherung besteht 
lange Zeit nicht, da ein Zugang zur ge-
setzlichen Versicherung aus rechtlichen 
Gründen nicht möglich ist. Die Frau ist 

Was bleibt ist die Ungleich-

behandlung von Migran-

tInnen und Flüchtlingen 

gegenüber anderen Bürge-

rinnen und Bürgern
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geringfügig beschäftigt. Der Anspruch 
auf  Versorgung durch die Krankenkassen 
entsteht erst bei Bezug von Leistungen 
nach SGB XII, also erst nach frühestens 
vier Jahren. Bis dahin musste regelmäßig 
nachgewiesen werden, dass sie sich um 
eine Krankenversicherung bemüht hat, um 
medizinische Leistungen vom Sozialamt zu 
erhalten.

In der Akte finden sich Nachweise von ge-
zahlten Leistungen, regelmäßigen Beleh-
rungen, die handgeschrieben waren. Ob 
diese auch tatsächlich verstanden wurden, 
kann nur angenommen werden. Teilweise 
gibt es Vermerke, dass eine Dolmetsche-
rin anwesend war. Es muss regelmäßig der 
Nachweis zum Aufenthaltsstatus erbracht 
werden. Die Frau und der Mann weisen 
regelmäßig nach, wie viel Einkommen sie 
haben. Dieses wird entsprechend den Vor-
schriften verrechnet. Sie müssen eine Er-
klärung unterschreiben, in der sie ihre Bank 
von der Wahrung des Bankgeheimnisses 
befreien.

Irgendwann endet das Asylverfahren und 
die Beiden haben nur noch eine Duldung. 
Die Arbeitserlaubnis erlischt. Es wird nur 

noch ein abgesenkter Satz an Leistungen 
bezahlt. 2006 geht eine anonyme Anzei-
ge bei der Ausländerbehörde ein, worin die 
Frau der Schwarzarbeit bezichtigt wird. Sie 
soll für diese Arbeit (Küche) 1000 € erhal-
ten haben. Soviel haben beide in den Jahren 
in keinem Monat zusammen verdient. Die 
Anzeige beruht auf falschen Aussagen und 
bleibt ohne Folgen.

Zwischenzeitlich ist eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt worden. Die Aufenthaltser-
laubnis öffnet vielleicht neue Perspektiven. 
Auch wenn diese am Rand unserer Gesell-
schaft liegen werden.

Mir fällt Artikel 7 der Brandenburger Ver-
fassung ein: „Die Menschenwürde ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen 
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt 
und Grundlage jeder solidarischen Gesell-
schaft.“

Irene Kirchner

Vier Aktenordner über den 

Leistungsbezug von zwei 

Menschen, die in Deutsch-

land Asyl beantragen.

Im Rahmen der „Terrorismusbekämpfung“ 
des Staates wurde vor 159 Jahren das fol-
gende Schreiben mit der Bitte um Amtshilfe 
an alle preußischen Behörden verschickt:

Der Kammergerichts-Ausculator Johann 
Maximilian Ludwig Dortu, von hier, 22 
Jahre alt, ist des Aufruhrs und der Ur-
heberschaft an der, am Sonntag, den 12. 
dieses Monats, auf der hiesigen Eisen-
bahn verübten Exzesse, namentlich der 
Demolierung der Eisenbahnschienen drin-
gend verdächtig und hat sich der Verhaf-
tung durch Flucht entzogen. Sämtliche 
Zivil- und Militär-Behörden werden des-

halb ergebenst ersucht, auf den genann-
ten Dortu, …, gefälligst Acht haben, ihn 
im Betretungsfalle verhaften und unter 
sicherer Begleitung in unserem Gefängnis 
einliefern zu lassen.

Potsdam, den 18. November 1848.

Königliches Stadtgericht 
hiesiger Residenz.

Der als Terrorist gesuchte Max Dortu hatte 
zusammen mit anderen – Maurern, Eisen-
bahnarbeitern, Webern aus Nowawes – die 
Eisenbahnlinie nach Berlin unterbrochen, 

Der Terrorist Dortu
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um den Transport von in Potsdam statio-
nierten Truppen in die Hauptstadt zu ver-
hindern. Die Soldaten wurden gebraucht, 
um „Ruhe und Ordnung“ in Berlin wieder-
herzustellen – die Ruhe des preußischen 
Untertanengeistes und die altpreußische, 
auf Unfreiheit und Ungleichheit der Men-
schen beruhende Ordnung. 

Max Dortu war kein Untertan, er 
wollte eine Gesellschaft Freier und 
Gleicher und er hatte erkannt, dass 
die Freiheit und die Gleichheit nicht 
von allein kommen würden, nicht als 
Geschenk der Obrigkeit „von Got-
tes Gnaden“, sondern nur durch 
die revolutionäre Tat. Folgerichtig 
schloss er sich nach seiner Flucht 
aus Potsdam der badischen Auf-
standsbewegung an, deren Ziel es 
u. a., war, die von der Frankfurter 
Nationalversammlung beschlos-
sene deutsche Reichsverfassung 
durchzusetzen.

Angesichts des militärischen Vorgehens 
der Reaktion im Herbst und Winter 1848 
war der bewaffnete Kampf die einzige reale 
Möglichkeit, dieses Ziel zu erreichen. Wer 
sich entschloss, auf diese Art für einen de-
mokratischen Verfassungsstaat zu kämp-
fen, war für die preußischen Herrscher 
ein linksradikaler Terrorist, dem ihr erbar-
mungsloser Hass galt. 

Im Fall Max Dortus hatte dieser Hass noch 
eine persönliche Note. Von ihm stammte 
die bekannte Bezeichnung „Kartätschen-
prinz“ für den Hohenzollernprinzen und 
späteren deutschen Kaiser Wilhelm. Max 
Dortu wurde am 31. Juli 1849 – im Alter 
von 23 Jahren – von einem Exekutionskom-
mando der preußischen Invasionstruppen in 
Baden erschossen. Sein Grab befindet sich 
in Freiburg.

In Freiburg gilt Max Dortu als wichtige his-
torische Persönlichkeit, wird das Andenken 

an ihn auch von offizieller Seite gepflegt. 
Die Stadt unterhält seine Grabstelle; all-
jährlich findet dort an seinem Todestag eine 
Gedenkveranstaltung meist in Anwesenheit 
des Oberbürgermeisters statt; Dortu ist 
Thema des Geschichtsunterrichts an Frei-
burger Schulen. Angesichts dessen ist die 
Ignoranz der Stadt Potsdam in Bezug auf 

Max Dortu umso unverständlicher. 

Wählergruppe und Fraktion Die Andere 
und der Verein zur Förderung antimilita-
ristischer Traditionen in der Stadt Pots-
dam e.V. setzen sich seit Jahren für eine 
breitere Würdigung seines Lebens ein. 
Der Förderverein hat eine Biographie des 
Revolutionärs herausgebracht (Karl Gass, 
„Zielt gut Brüder!“ Das kurze Leben des 
Max Dortu, Märkischer Verlag, Wilhelms-
horst 2000) und ist bestrebt, an promi-
nenter Stelle in der Stadt ein Denkmal zu 
errichten, das eine zeitgemäße Interpreta-
tion seines Kampfes für Freiheit und De-
mokratie darstellt. Vielleicht ist der 160. 
Jahrestag der Revolution von 1848/49 im 
nächsten Jahr Anlass für die Stadt Pots-
dam, ihre bisherige Haltung zu Max Dortu 
zu verändern.

Wolfgang Rose

Max Dortu war kein 
Untertan

Auch 2007 ließ Die Andere am 
Grab des Revolutionärs Max Dortus in 
Freiburg Blumen niederlegen.
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Die Stadtwerke GmbH weist eine Bilanz-
summe von 560 Mio. Euro auf. Das Unter-
nehmen stellt einen Knotenpunkt zentraler 
Dienst- und Versorgungsleistungen dar. 
Zu dem Konzern gehören der kommunale 
Energie- und Wasserversorger EWP, das 
Verkehrsunternehmen VIP, das Entsor-
gungsunternehmen STEP sowie die Bäder-
betriebe. Mit über 1100 Mitarbeiter/-innen 
sind die Stadtwerke nach dem Ernst-von-
Bergmann-Klinikum das zweitgrößte Unter-
nehmen in Potsdam. 

Wie kommt jemand, der sich wissenschaft-
lich mit der Transparenz von Entschei-
dungsprozessen, mit Bürgerhaushalten 
und Partizipationsprozessen beschäftigt, 
auf die Idee, sich in den Aufsichtsrat der 
Stadtwerke schicken zu lassen?

Die lokale Demokratie befindet sich im Um-
bruch. Wurden in den 1990er Jahren mit 
der Reform der Kommunalverfassungen 
die Möglichkeiten der Mitbestimmung 
durch die Einführung von Bürgerbegehren, 
Bürgerentscheiden und anderen Formen 
der Einflussnahme ausgeweitet, so findet 
derzeit – bedingt durch umfangreiche Pri-
vatisierungen – ein Kontrollverlust statt. 
Dieser betrifft nicht nur die Bürger/-innen, 
sondern schränkt auch den Handlungsraum 
der Stadtverordneten ein. Mit Privatisie-
rung meine ich hier nicht nur den Verkauf 
von kommunalem Eigentum, sondern für 
Potsdam ist vor allem eine Überführung 
kommunaler Einrichtungen in eine private 
Rechtsform von Bedeutung – man nennt 
dies auch Organisationsprivatisierung. 

Um es einmal auf den Punkt zu bringen: 
Während die Kommunalverwaltung auf dem 
Prinzip der Transparenz und Öffentlichkeit 
beruht, ist der Grundsatz eines kommu-
nalen Unternehmens die Verschwiegenheit. 
Wir erfahren kaum noch, was in diesen 
kommunalen GmbHs und AGs geschieht. 
Mir geht es darum, dies aufzudecken und 
nach Wegen zu suchen, das entstandene 
Demokratiedefizit auszugleichen.

Wie groß ist denn der Haushalt der städ-
tischen Gesellschaften im Verhältnis zum 
offiziellen Haushalt der Stadt?

Dies ist nicht so einfach zu vergleichen. 
Während der städtische Haushalt nach 
dem kameralen Prinzip Einnahmen und 
Ausgaben gegenüber stellt, werden für die 
Gesellschaften Bilanzen nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien erstellt. Im Zuge der 
Einführung der Doppelten Buchführung – 
Stichwort Doppik – in der Stadtverwaltung 
wird ein Vergleich in Zukunft leichter sein. 

Im Interview: Carsten Herzberg

Carsten Herzberg

Den 34-jährigen Politologen beschäf-tigen besonders Partizipations- und Mitwirkungsprozesse. Er hat das erste deutschsprachige Buch über den Bürgerhaushalt von Porto Alegre geschrieben. Derzeit ist er wissen-schaftlicher Mitarbeiter und Dokto-rand in einem Forschungsprojekt zur partizipativen Demokratie in Europa an einem deutsch-französischen For-schungsinstitut in Berlin. Carsten Herzberg ist das erste und bislang einzige Aufsichtsratsmitglied der Fraktion Die Andere in einer städ-tischen Gesellschaft, der Stadtwer-ke Potsdam GmbH.

Während die Kommunal-

verwaltung auf dem Prin-

zip der Transparenz und 

Öffentlichkeit beruht, ist 

der Grundsatz eines kom-

munalen Unternehmens 

die Verschwiegenheit.



15

Dennoch möchte ich ein paar Unterschiede 
aufzeigen. Mittlerweile arbeiten über 3700 
Menschen in Eigenbetrieben und Beteili-
gungsunternehmen der Kommune, während 
es in der Kernverwaltung der Stadt selbst 
nur 1745 sind. 

Von der Wohnungsverwaltung über das 
Theater bis hin zum Nahverkehr und zur 
Energieversorgung: Die Stadt Potsdam 
hat nahezu alle Kernbereiche der kommu-
nalen Daseinsvorsorge ausgegliedert. Und 
nicht nur das: Offiziell betragen die Schul-
den der Stadt 38 Mio. Euro, eine Summe, 
die relativ gering ist. Bezieht man jedoch 
die Schulden der Eigenbetriebe und Gesell-
schaften mit ein, so kommt man auf einen 

Betrag von über 630 Mio. Euro. An erster 
Stelle sind hier die Gewoba GmbH mit über 
500 Mio. Euro und der Kommunale Immo-
bilienservice mit über 90 Mio. Euro zu nen-
nen, während die Stadtwerke GmbH nur ein 
verhältnismäßig kleines Minus von 6,4 Mio. 
Euro aufweist.1

 
Wie arbeitet so ein Aufsichtsrat? Wer 
ist in dem Gremium vertreten? Wie oft 
tagt es? 

Der Aufsichtsrat der Stadtwerke hat neun 
Mitglieder. Sechs werden je nach poli-
tischem Kräfteverhältnis von den Frakti-
onen der Stadtverordnetenversammlung 
bestimmt, die drei übrigen werden nach 
dem Drittelmitbestimmungsgesetz von 
den Arbeitnehmern/-innen entsendet. Der 
Vorsitz wird vom Oberbürgermeister ein-
genommen.2  An den Sitzungen nehmen 
zudem ohne Stimmrecht die Geschäfts-
führer/-innen des Konzerns und seiner 
Tochterunternehmen teil sowie Vertreter/-
innen des Beteiligungsmanagements der 
Stadtverwaltung. Aufgabe des Gremiums 
ist die Kontrolle der Geschäftsführung. In 
der Regel gibt es jährlich zwei Sitzungen, 
auf denen vor allem eine wirtschaftliche, 
finanzielle Prüfung vorgenommen wird. Es 
werden also Bilanzen und Jahresabschluss-
berichte präsentiert sowie Lageberichte 
und Wirtschaftspläne. 
Darüber hinaus findet eine Beratung zur 
allgemeinen Firmenpolitik statt, diese ent-
hält auch eine Diskussion über Tarife. Als 
Aufsichtsrat im Mutterkonzern, der Stadt-
werke GmbH, habe ich aber nur indirekt Ein-
fluss auf die Preise der Verkehrsbetriebe 
und die Strom- und Gastarife. Diese wer-
den von den Aufsichtsräten der Tochter-
unternehmen VIP und EWP beschlossen, in 
denen allerdings die Fraktion „Die Andere“ 
noch nicht vertreten ist.

1 Anmerkung: Die Daten beruhen auf dem Entwurf des Haushaltsplans 2006.
2 Anmerkung: Im neuen Aufsichtsrat der Stadtwerke sind: Oberbürgermeister Jann Jakobs (SPD) als Vorsitzender, 
Andreas Mühlberg (SPD), Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg (Die Linke), Dr. Karin Schröter (Die Linke), Peter Lehmann 
(CDU), Carsten Herzberg (Die Andere) sowie drei noch zu wählende Vertreter/-innen der Arbeitnehmer.

Offiziell betragen die Schulden der Stadt 38 Mio. Euro
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Kann so ein Aufsichtsrat wirklich eine 
Holding wie die Stadtwerke kontrollieren 
und ist dein Eindruck, dass die Mitglieder 
des Aufsichtsrates das auch wollen? 

Theoretisch ist eine Menge machbar. Das 
GmbH- und AG-Gesetz sieht umfangreiche 
Möglichkeiten der Einsicht in die Bücher 
und Schriften der Gesellschaft vor. Auch 
kann ein Aufsichtsratsmitglied von der Ge-
schäftsführung einen Bericht zu einem be-
stimmten Thema, wie z.B. der Begründung 
von Preiserhöhungen, verlangen. Darüber 
hinaus kann er auch selbst Themen auf 
die Tagesordnung setzen. Es darf jedoch 
nicht vergessen werden, dass in einem 
Aufsichtsrat Beschlüsse nach Mehrheiten 
gefasst werden. Neben dem klassischen 
Konfliktfeld zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern ist anzunehmen, dass auch 
die Vertreter/-innen der Parteien unter-
schiedliche Auffassungen vertreten. 

Meinen Vorteil als Nicht-Mitglied der 
Stadtverordnetenversammlung sehe ich 
darin, mehr Distanz gegenüber politischen 
Interessen zu haben. Einige Leser mögen 
sich wundern, dass die etablierten Par-
teien das Scheitern des Spaßbadprojektes 
und damit den Verlust von mehr als 3 Mio. 
Euro nicht groß kritisiert haben. Vielleicht 
liegt es daran, dass die meisten Aufsichts-
räte auch Stadtverordnete sind. Wenn 
man die Spaßbadbeschlüsse in der StVV 
selbst mitgetragen hat, ist man natürlich 
eher bereit, die Konsequenzen solcher Ent-
wicklungen hinzunehmen.

Ist es denn aus deiner Sicht überhaupt 
sinnvoll, die städtische Energie- und Was-
serversorgung, den ÖPNV und die Abfal-
lentsorgung in Form von GmbHs, teils 
auch mit privaten Mitgesellschaftern, zu 
betreiben?

Der große Vorteil eines Stadtwerkever-
bundes ist es, dass intern Gewinne auf ein 
anderes Unternehmen übertragen werden 
können, ohne dass dafür Steuern gezahlt 
werden müssen. So kann der Strom- und 
Wasserbetrieb EWP Gewinne von fünf bis 
sechs Mio. Euro abführen, die vor allem den 
Verkehrsbetrieben zu Gute kommen und in 
einem kleineren Verhältnis auch den Bäder-
betrieben. Mit anderen Worten, die Stadt-
werke produzieren Reichtum und verteilen 
es zu Gunsten des Allgemeinwohls. Aller-
dings gibt es auch Nachteile, die nicht von 
der Hand zu weisen sind. Mit der Überfüh-
rung von kommunalen Dienstleistungen in 
eine private Rechtsform wie die der GmbH 
treten nach einschlägigen Studien wirt-
schaftliche Ziele in den Vordergrund, wäh-
rend soziale Gerechtigkeit und Ökologie in 
den Hintergrund geraten. 

Denn das Ziel einer Unternehmensgrün-
dung ist die Erwirtschaftung eines Ge-
winns. Diese Tendenz wird verstärkt, wenn 
es private Mitgesellschafter gibt. Wenn 
z.B. wie in unserem Fall die EON.edis GmbH 
mit 35 Prozent an der EWP beteiligt ist, 
dann dürfte es in der Natur der Sache lie-
gen, dass dieses private Unternehmen an 
einer Gewinnmaximierung interessiert ist 
und nicht an einer sozial verträglichen Ab-
federung irgendwelcher Preise. Jedenfalls 
so lange nicht, wie die Kunden nicht in grö-
ßerer Zahl weglaufen. 

Mit dem Scheitern des ambitionierten 
Spaßbadprojektes haben die Potsdamer 
Stadtwerke einige Millionen in den Sand 
gesetzt. Hängt die angekündigte Erhö-
hung der Strompreise damit zusammen?

Viele mögen denken, dass die Strom- und 
Gaspreise sich nach dem Zuschussbedarf 
der Verkehrsbetriebe und der Bäderland-
schaft richten und kalkuliert werden. Dies 

Vielleicht liegt es daran, 

dass die meisten Auf-

sichtsräte auch Stadtver-

ordnete sind.

Die Stadtwerke produzie-ren Reichtum und verteilen es zu Gunsten des Allge-meinwohls.
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ist nicht so und auch rechtlich nicht zu-
lässig. 

Ein Blick auf die im Internet veröffentlichten 
Geschäftsberichte zeigt, dass die Gewinne 
der EWP in den vergangenen Jahren rück-
läufig waren. Hier wird also nichts zusam-
mengeschachert, was dann den bedürf-
tigen Tochterunternehmen zugeschustert 
wird. Der Preisanstieg wird meistens mit 
wachsenden Rohstoffpreisen begründet, 
die vor allem auf die Wirtschaftskonjunktur 
in Asien mit ihrem erhöhten Energiebedarf 
zurückgeführt werden. Allerdings gibt es 
ein weiteres Problem, von dem bisher noch 
gar nicht die Rede war: Die Stadt hat ihren 
Zuschuss an die Verkehrsbetriebe von 14 
Mio. Euro im Jahr 1998 auf 5 Mio. Euro 
ab dem Jahr 2005 gesenkt und das Land 
den seinigen von 4,5 Mio. Euro auf 2,2 
Mio. Euro. Jetzt rate mal, wer für die De-
ckungslücke aufkommen muss? Wir haben 
hier ein ähnliches Phänomen wie bei den 
Schulden. Die Stadt zieht sich aus der Ver-
antwortung und überlässt die Lösung des 
Problems den kommunalen Unternehmen. 
Aber dies ist nicht gottgewollt, sondern 
eine bewusste Entscheidung der Stadtver-
ordnetenversammlung. 

Die Andere bemüht sich seit Jahren 
um Offenlegung der Preiskalkulation 
für Strom und Gas. Vor einigen Mona-
ten wurde unsere Anfrage nach den bei 
der Genehmigungsbehörde beantragten 
Strompreiserhöhungen wegen angeb-
licher Betriebsgeheimnisse nicht einmal 
den Stadtverordneten beantwortet. Auch 
die Kosten des Stadtwerkefestes teilte 
OB Jakobs nicht mit. Kürzlich gab Stadt-
werkegeschäftsführer Peter Paffhausen 

in einem Presseinterview aber freimütig 
bekannt, dass die EWP eine Erhöhung 
von 1,8 ct/kWh beantragt hatte und das 
Stadtwerkefest seine Holding 200.000 
€ kostet. Hat Herr Paffhausen jetzt Be-
triebsgeheimnisse ausgeplaudert oder 
Herr Jakobs den Stadtverordneten zu 
Unrecht Informationen vorenthalten?

Anders als die Sitzungen der Stadtverord-
netenversammlung und ihrer Ausschüsse 
sind die Treffen des Aufsichtsrates nicht 
öffentlich. Ein kommunaler Betrieb ist ein 
„closed shop“, ein geschlossener Laden. 
Selbst als Aufsichtsrat der Fraktion bin 
ich gegenüber den eigenen Stadtverord-
neten zu Stillschweigen verpflichtet. Da-
mit reduziert sich der Kreis der Mitwisser 
erheblich. Statt über eine öffentliche Sit-
zung von 50 Stadtverordneten, über die im 
Anschluss die Presse berichtet, wird die 
Erhöhung der Strompreise von den neun 
Mitgliedern des Aufsichtsrates der EWP 
hinter verschlossenen Türen genehmigt. 
Die derzeitigen Wirrungen um die Preise 
verlaufen nicht zum Wohl der Stadtwerke. 
Meiner Meinung nach ist das größte Kapi-
tal unseres Unternehmens das Vertrauen 
unserer Kunden. Es müsste offen über die 
Preise mit den Bürgern diskutiert und mit 
ihnen gemeinsam entschieden werden. Dies 
wäre doch ein gutes Thema für den Bürger-
haushalt. Ich bin überzeugt, dass wir so 
eine gute Lösung finden werden, ohne dass 
Bürger, Stadt oder Unternehmen einseitig 
die Lasten tragen müssen. Im Gegensatz 
dazu halte ich weder etwas von der neolibe-
ralen Forderung, die Stadtwerke wegen der 
Querfinanzierung zu verklagen noch etwas 
vom autoritären Staatsdirigismus man-
cher Politiker, die Strompreise über Jahre 
einfrieren wollen und damit die Existenz der 
kommunalen Daseinsvorsorge aufs Spiel 
setzen.

In der Bevölkerung gelten die Stadtwerke 
längst als schwarze Kasse, aus der Sport-
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vereine und Kulturevents ohne nachvoll-
ziehbare Vergabekriterien gesponsert 
werden. Warum sagt Herr Paffhausen 
nicht, welche Projekte mit wieviel Geld 
unterstützt werden? Sponsoring dient 
doch eigentlich dem Marketing. Da denkt 
man doch eher an öffentliche Schecküber-
gaben als an Geheimniskrämerei.

Ich glaube nicht, dass die Stadtwerke so 
einseitig wahrgenommen werden. Die Bür-
ger/-innen identifizieren sich mit dem Un-
ternehmen, was sich auch darin zeigt, dass 
sie ihm in den vergangenen Jahren zum 
größten Teil treu geblieben sind. Gerade 
deshalb ist aber auch ein anderes Regime 
beim Sponsoring denkbar. Warum dürfen 
wir eigentlich wissen, wer wieviel Geld be-
kommt? Mit welcher Rechtfertigung wird 
z.B. kein Sozialticket II für besonders be-
dürftige Menschen eingeführt, wie es die 
Fraktion „Die Andere“ seit langem fordert? 
Was bekommt der SV Babelsberg? Man 
darf nicht vergessen, dass in Ostdeutsch-
land die kommunalen Unternehmen die 
größten Sponsoren sind. Womit ich sagen 
will, dass diese Gelder keine Peanuts sind. 
Aber was ist die Alternative? In der pol-
nischen, in der Nähe von Lodz gelegenen 

Stadt Płock, haben Stadtverwaltung und 
das dort ansässige Energieunternehmen 
ORLEN einen Fonds aufgelegt, an den Initi-
ativen und Vereine Anträge stellen können. 
Ich könnte mir vorstellen, diesen Ansatz 
mit dem der Berliner Bürgerjurys zu kom-
binieren, bei denen eine Vergabekommissi-
on über die Sponsorengelder entscheidet, 
die zur einen Hälfte aus Bürgern besteht, 
die per Zufallsauswahl ermittelt wurden, 
und zur anderen aus Vereinsvertretern. 
Eine solche Jury würde es ermöglichen, die 
Reichtumsproduktion kommunaler Unter-
nehmen mit sozialer Gerechtigkeit und der 
Förderung von bürgerschaftlichem Engage-
ment zu verbinden.

Zum Schluss noch eine persönliche Frage: 
Von welchem Anbieter beziehst du deinen 
Strom?

Seit sieben Jahren beziehe ich 100 Pro-
zent regenerativ erzeugten Strom eines 
Ökostromanbieters der Naturschutzver-
bände und sozialen Bewegungen. Jetzt, wo 
auch die Stadtwerke einen solchen Tarif 
anbieten, trage ich mich mit dem Gedanken 
zu wechseln.

Glossar
Beteiligungsmanagement: Eine Abteilung in der Stadtverwaltung, von der aus die kommunalen Unternehmen kontrolliert und begleitet werden. Wichtigste Publikation ist der jährliche erscheinende Beteiligungs-bericht.

Beteiligungsbericht: In diesem, laut Kom-munalverfassung dem Bürger/der Bürgerin öffentlich zugänglich zu machenden Doku-ment sind die Bilanzen sowie die Gewinn- und Verlustrechnungen der kommunalen Eigenbetriebe und Unternehmen zu finden.

Kommunale Unternehmen: Privatrecht-liche Unternehmen wie z.B. GmbHs und AGs, die sich im mehrheitlichen Besitz der Stadt befinden. Beispiele: Stadtwerke GmbH, EWP, Gewoba etc. 

Daseinsvorsorge: Die kommunale Daseins-vorsorge umfasst die grundsätzlichen Leis-tungen, die die Kommunalverwaltung zur Förderung des Allgemeinwohls unternimmt. Hierzu gehören Kindertagesstätten, Biblio-theken, Theater, aber auch öffentliche Be-leuchtung, Nahverkehr und Energieversor-gung etc. 

Bürgerhaushalt: Verfahren der Bürger-beteiligung, auf Versammlungen werden mit Bürgern/Bürgerinnen die Finanzen der Stadt diskutiert und Empfehlungen ausge-sprochen. Potsdam hat einen solchen Pro-zess im Jahr 2005 begonnen, auch dieses Jahr soll es wieder einen Bürgerhaushalt geben (siehe auch Artikel in „Die Andere“, Heft Nr. 1/2007)
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Seit August 2006 ist eines der politischen 
Themen der Fraktion Die Andere die ma-
nipulierte Kosten-Nutzen-Rechnung zur 
Trambrücke neben der Langen Brücke. 
Die Stadt Potsdam (Bauverwaltung, Ver-
kehrsbetrieb in Potsdam (ViP) und Sanie-
rungsträger Potsdam) hat die Rechnung 
vom Berliner Verkehrsplanungsbüro FGS 
erstellen lassen, um nachzuweisen, dass 
das Verkehrsprojekt „Schlossumfahrung“ 
einschließlich Trambrücke und Verlegung 
der Friedrich-Ebert-Straße einen volkswirt-
schaftlichen Nutzen erbringt.

Da dem gesunden Menschenverstand ein-
leuchtet, dass man das Projekt zwar aus 
ideologischen Gründen für notwendig halten 
mag, dass es aber nicht volkswirtschaftlich 
sinnvoll sein kann, habe ich mir die Frage 
gestellt, wie man so einen Nutzen wohl 
herbeirechnen mag. Es geht dabei nicht um 
schwierige Mathematik – mathematisch 
kann man die Sache am Ende der achten 
Klasse durchschauen. Es geht nur um die 
mathematische Modellierung, die ich in der 
„Rechenecke“ in dieser Zeitung beleuchte.

Die Manipulation ist dabei die folgende: Im 
betrachteten Gebiet wird die Friedrich-
Ebert-Straße gesperrt. Dies führt dazu, 
dass der Verkehr, der hier nicht mehr ent-
langfließen kann, anderswo entlangfließt. 
Vor der Sperrung der Straße fahren hier 
viele Autos, hinterher wenige. Die Model-
lierung ist nun aber so gestaltet, dass der 
Verkehr, der woanders langgeht, als nicht 
mehr vorhandener Verkehr modelliert ist. 
Das ist alles, auch wenn die Bauverwaltung 
die Sache als wahnsinnig kompliziert dar-
stellt und die Stadtverordneten von SPD, 
CDU und Grünen im Bauausschuss eine 

Entscheidung zur Sache abgelehnt haben 
mit der Behauptung, sie könnten sich kein 
eigenes Urteil erlauben – was ich für eine 
Bankrotterklärung des Parlaments halte.

Die Baubeigeordnete Elke von Kuick-Frenz 
und der Chef des ViP, Martin Weis, wiesen 
meine Kritik sofort als haltlos zurück – und 
gaben ein neues Gutachten in Auftrag, wie-
der beim Büro FGS. Das neue Gutachten 
wiederholte die gleiche Manipulation mit 
neuen Daten.

Allerdings waren die Kosten des Projekts 
mittlerweile von 12,7 Mio. € auf über 16 
Mio. € gestiegen. (Diese Kosten sind nur 
die Kosten für die Tram und für einen Teil 
des Fuß-Radweges. Die Stadtverwaltung 
verschleiert die Gesamtkosten, öffentlich 
gibt es nur vage Planungen, die bereits 
völlig überholt sind.) Deshalb musste eine 
neue Manipulation her. Diesmal wurde ein 
neues Verfahren gewählt, um Unfallopfer in 
Nutzen umrechnen zu können:

Man schaut sich die Unfallopferzahlen in 
einem Verkehrgebiet an. Jeder Tote wird 
als volkswirtschaftliche Belastung von 1,21 
Mio. € modelliert, Schwerverletzte mit 
87.500 € und Leichtverletzte mit 3.900 
€. Mit den vorhandenen Unfallzahlen der 
Polizei kommt man auf jährliche volkswirt-
schaftliche Unfallkosten im betrachteten 
Verkehrsgebiet. Mit einer abenteuerlichen 
Betrachtung wird nun einfach angenom-
men, die Unfallzahlen würden sich durch 
die Trambrücke und die Schlossumfahrung 
um 17 Prozent vermindern. Zusätzlich 
wird nicht etwa das Gebiet betrachtet, 
in dem die Umbauten stattfinden oder je-
nes Gebiet, in dem der Verkehr sich ver-

Mathematisch kann man die Sache am Ende der achten Klasse durchschau-en.

Betrug setzt sich durch: 
Trambrücken-Fördergelder trotz manipulierter 

Kosten-Nutzen-Rechnungen

Das neue Gutachten wie-
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pulation mit neuen Daten.
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ändert. Das Gebiet wird davon abweichend 
so gewählt, dass zwei Unfalltote aus den 
Jahren 2002 und 2005 (2002: eine offen-
bar psychotische Frau tritt in der Breiten 
Straße vor einen LKW und versucht, ihn 
mit den Händen aufzuhalten; da es keinen 
Abschiedbrief gibt, darf die Polizei den Tod 
nicht als Suizid einordnen und muss ihn als 
Verkehrsunfall eintragen; 2005: eine Frau 
wird schräg gegenüber der Post von einem 
Auto erfasst) in die Unfallkostenbilanz der 
vergangenen fünf Jahre aufgenommen wer-
den können – und mit einer angenommenen 
Minderung um 17 Prozent genau den rech-
nerischen Nutzen der Schlossumfahrung 
ergeben.

Nachdem ich diese zwei Hauptmanipulati-
onen (und jede Menge anderer Probleme) 
des neuen Gutachtens beklagte, meldete 
sich der Landesrechnungshof zum Problem 
zu Worte. Er teilte dem für die Fördermit-
telvergabe zuständigen Ministerium (MIR) 
mit, dass die Kosten-Nutzen-Rechnungen 
so schlecht seien, dass er sie nicht mal 
prüfen könne.

Parallel dazu erstellte das Büro FGS ge-
meinsam mit einem Spezi unserer Baubei-
geordneten – dem FH-Verkehrsprofessor 
Herbert Staadt – ein Gegengutachten zu 
meinen Gutachten. Staadt sitzt in allen 
möglichen Gremien als Fachmensch und 
treibt Projekte voran, von denen er dann 
hinterher wirtschaftlich profitiert, weil er 
privat mit seiner Frau ein Planungsbüro 
betreibt, das zufällig genau diese Projekte 
bearbeitet. Das Gutachten von Staadt und 
FGS ist ein Kleinod der Verschriftlichung 
von Kompetenz und Logik: Im Grunde wer-
den die Manipulationen als problematisch 
gekennzeichnet, es wird mitgeteilt, dass 

die Stadtverwaltung als Fördermittelbe-
antragende und das MIR als Fördermittel-
geber sich auf die Manipulationen geeinigt 
haben – und es wird in einem logischen Pur-
zelbaum behauptet, dass schon alles seine 
Richtigkeit hätte.

Es lässt sich also feststellen, dass Förder-
mittelnehmer und Fördermittelgeber sich 
gegen „den Steuerzahler“ verbündet ha-
ben. Das MIR hat sich in dem ganzen Jahr 
des Streites der Fraktion gegenüber darauf 
zurückgezogen, dass es noch prüfen müs-
se und wir uns keine Sorgen machen sollen 
und dass wir über alles sprechen könnten. 
Noch in der Woche vor der Förderbescheid-
übergabe wurden wir vertröstet, dass man 
schon noch rechtzeitig mit uns sprechen 
würde. Zwei Tage vor der Übergabe schrieb 
das MIR dann, dass „ein Förderbescheid 
jetzt ausgereicht wird.“ Die Kosten-Nut-
zen-Rechnung und die anderen „von der 
Stadt vorgelegten Unterlagen leisteten 
hierzu eine wichtige Hilfestellung – waren 
aber letztlich nicht ausschlaggebend. In-
sofern erübrigt es sich, auf Ihre Kritik an 
den von der Stadt vorgelegten Unterlagen 
im Detail einzugehen.“ Das ist der Tonfall, 
den wir aus Brandenburger Ministerien ge-
wohnt sind. Am Tag der Förderbescheidü-
bergabe teilt der gleiche Sachbearbeiter 
– Herr Bretschneider – der MAZ gegenüber 
mit: „Es gibt keinen individuellen Anspruch 
des Bürgers auf sinnvollen Einsatz von För-
dermitteln.“

Wolfram Meyerhöfer 

Weitere Informationen zum Thema unter:
www.fraktion-die-andere.de

Jeder Tote wird als volks-wirtschaftliche Belastung von 1,21 Mio. € model-liert, Schwerverletzte mit 87.500 € und Leichtver-letzte mit 3.900 €.
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Der Bau der Trambrücke neben der Lan-
gen Brücke erfolgt im Kern aus zwei Grün-
den: Zum einen hat es für die Verschwen-
kung von Straße und Tramgleisen um den 
Schlossnachbau herum vom MIR ursprüng-
lich keine Fördermittel gegeben, erst durch 
die Hinzunahme einer Trambrücke schien 
das Projekt förderfähig, weil man sich da-
mit eine Verkehrsverbesserung versprach, 
die sich aber in der Zwischenzeit als her-
beimanipuliert herausgestellt hat.

Zum zweiten verläuft die Straßenbahn auf 
einer Trasse, die 20 bis 80 Zentimeter 
über dem historischen Bodenniveau ver-
läuft (OB Jakobs sagt dazu: Auf Höhe des 
ersten Stockwerks. Ihm fehlt offenbar jede 
Größenvorstellung, das merkt man auch 
an seinen Behauptungen zu den Kosten). 
Durch den Brückenbau würde sich der Hö-
henunterschied auf null bis 50 Zentimeter 
verringern. (Kleine Anfrage Fraktion Die An-
dere 06/SVV/0346.)

Es scheint mir reine ideologische Verblen-
dung zu sein, auf dem historischen Bo-
denniveau zu bestehen: Um auf das histo-
rische Bodennivau zu kommen, muss man 
das derzeitige Bodennivau absenken, was 
auch schon dazu geführt hat, dass man 
den Alten Markt für 10 Mio. Euro um eini-
ge Zentimeter abgesenkt hat. Wenn man 
sich von der historisierenden Ideologie frei 
machen würde, dann würde man das Land-
tagsgebäude einfach auf dem derzeitigen 
Bodenniveau bauen, dann wäre auch der 
Höhenunterschied zur Tramtrasse gerin-
ger. Die Höhenzahlen zeigen, dass man das 
Gebäude nur 20 Zentimeter (!) höher als 
historisch bauen müsste.

Es wäre auch weiterhin problemlos möglich, 
die Verkehrsmaßnahme zunächst auf den 
Bau der Verschwenkung um den Schloss-
grundriss zu beschränken. Hierfür sind 
Kosten im niedrigen einstelligen Millionen-
bereich ausreichend. (Unsere Kleine Anfra-
ge 06/SVV/0343 vermerkt 2,2 Mio. Euro) 
Da das Ministerium für Infrastruktur und 
Raumordnung (MIR) bereit ist, mit einem 
manipulierten Gutachten Fördergelder im 
zweistelligen Millionenbereich für ein zum 
Teil überflüssiges Projekt zur Verfügung 
zu stellen, so sollte es auch eine lediglich 
einstellige Summe für einen kleinen Projekt-
teil zur Verfügung stellen können, um den 
Wunsch des Landtages nach einem Domizil 
in Schlosskubatur stillen zu helfen. Etwas 
zugespitzt formuliert: Wenn das MIR ohne-
hin jede politische Scham verloren hat, dann 
könnte es auch einfach die Schlossumfah-
rung fördern, die es vor ein paar Jahren als 
nicht förderfähig eingestuft hat

Die Verlegung der Straßenbahn in die Sei-
tenlage in der Friedrich-Ebert-Straße 
könnte erfolgen, wenn die weitere Ent-
wicklung dieses Stadtraumes klarer ist 
– insbesondere die Frage, ob die FH nicht 
sinnvollerweise am Alten Markt bleiben 
sollte, statt den Bau abzureißen und einen 
neuen auf der Grünen Wiese zu errichten. 
Mir scheint derzeit in der Stadt diesbezüg-
lich ein Umdenkprozess im Gange: Man er-
kennt, dass es nicht immerfort darum ge-
hen kann, die identifikatorischen Gebäude 
des jeweiligen Vorgängersystems einfach 
abzureißen, sondern dass die Spannungs-
felder, die durch das Nebeneinander der 
Architektur verschiedener Epochen entste-
hen, auch urbane Qualität erzeugen – zumal 
das Schaffen einer neuen innerstädtischen 
Brache und die Verdrängung urbaner Funk-
tionen auf die Grüne Wiese kaum das Ziel 
von Stadtentwicklung sein kann.

Alternativen zum Bau der Trambrücke

Die Trambrücke ist derzeit 

überflüssig.
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Die kleine Rechenecke

Wenn man mit Mathematik reale Probleme 
bearbeiten möchte, dann hat man es na-
hezu nie mit Rechenproblemen zu tun: Das 
Problem des Stadtkämmerers ist nicht, ob 
er seine Zahlen richtig zusammengerech-
net bekommt, sondern ob er die Gelder so 
in verschiedene Positionen des Haushalts 
verteilt bekommt, dass der Wille seiner po-
litischen Freunde halbwegs gesetzeskon-
form und ohne öffentliche Empörung erfüllt 
werden kann. Das Problem der Trambrü-
ckenmanipulation ist nicht, dass jemand 
den Taschenrechner nicht bedienen konnte.  
Das Problem ist einerseits die Verlässlich-
keit der genutzten Daten. Das Problem ist 
andererseits ein Vorgang, den wir liebevoll 

„Modellierung“ nennen: Die Realität muss 
in ein mathematisches Modell „übersetzt“ 
werden. Diese Übersetzung soll zwar mög-
lichst adäquat für die Fragestellung sein, 
aber man kann eigentlich nie wirklich von 
einer „falschen“ Modellierung sprechen. 
Wenn wir das Trambrückengutachten als 
„manipuliert“ bezeichnen, so meint dies 
nicht, dass es „falsch“ ist, sondern nur, 
dass die Modellierung von absurden Annah-
men ausgeht und dass wir diese Absurdi-
tät für böse Absicht halten.

Die Trambrücke ist derzeit überflüssig. Es 
ist keineswegs so, dass die Lange Brücke 
nur noch bis 2015 stehen kann, wie die 
Bauverwaltung suggeriert. Die Normative 
Nutzungsdauer 2015 gibt lediglich das Da-
tum der nächsten intensiven Prüfung – also 
einer Art Brücken-TÜV – an. 

Man kann so lange auf eine separate Tram-
brücke verzichten, bis die Lange Brücke 
wirklich abgebrochen werden muss. Nie-
mand weiß, wann das sein wird. Frühes-
tens im Jahr 2015 wird sich das andeu-
ten. Man kann dann auch entsprechend 
der Sachlage entscheiden, ob man wirklich 
die Freundschaftsinsel noch weiter in An-
spruch nehmen möchte als bisher und ob 
man eine Gesamtbrückenbreite von 50 Me-
tern in diesem sensiblen Stadtraum haben 
möchte. Es ist ebenso denkbar, dass man 
nach 2015 doch noch zu der Variante greift, 
bei der man eine Hälfte der derzeitigen 
Langen Brücke abträgt und dort – vielleicht 

sogar unter Nutzung der Fundamente – die 
separate Tram/Fußgänger/Radfahrer-Brücke 
errichtet. Dies hätte zusätzlich den Vorteil, 
dass die derzeit geplante Verschwenkung an 
der Babelsberger Straße abgemildert würde, 
was in jedem Fall die elegantere stadträum-
lichere Variante wäre. Auch eine reine Tram-
brücke wäre später möglich: Die Fußgänger 
und Radfahrer wurden ja nicht aus sachlichen 
Gründen, sondern aus Fördermittelgründen 
mit auf die Trambrücke gelegt.

Die im Rahmen der Maßnahme geplanten 
Veränderungen an den Ampelschaltungen, 
die den ÖPNV beschleunigen, können auch 
ohne Trambrücke und ohne Verlegung der 
Gleise in die Seitenlage realisiert werden. 
Sie allein erbringen 10 Sekunden Fahrzeit-
verkürzung.

Wolfram Meyerhöfer 

10 Sekunden Fahrzeitver-kürzung

Es gibt ihn noch, 

den Rechenfehler.
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Beim Trambrückengutachten gibt es nun 
allerdings den seltenen Fall zweier echter 
Fehler, und die sind ganz witzig, insbeson-
dere da die Schlosskoalition (PDS, SPD, 
CDU, Grüne) diese Fehler für gänzlich un-
problematisch hält.

Dreh- und Angelpunkt der Kosten-Nutzen-
Rechnung sind Daten zu „durchschnitt-
lichen täglichen Verkehrsstärken“. Zum 
Beispiel fahren auf der Breiten Straße zwi-
schen Schlossstraße und Dortustraße täg-
lich im Durchschnitt 41.600 Fahrzeuge. 
Durch die Sperrung der Friedrich-Ebert-
Straße werden nach dem Schlossnachbau 
dort 45.500 Fahrzeuge erwartet. Die 
Strecke ist 250 Meter lang. Man kann 
nun ausrechnen, wieviele Kilometer vor und 
wieviele nach der Maßnahme gefahren wer-
den. Das macht man für alle betrachteten 
Strecken und gelangt zum Resultat, dass 
in der Innenstadt pro Jahr 730.000 km 
weniger gefahren werden. (Dass die Leute 
woanders langfahren, wird dabei ignoriert, 
genau das ist eine der Manipulationen.)

Diese „vermiedenen“ Kilometer werden in 
der weiteren Kosten-Nutzen-Rechnung in 
einen volkswirtschaftlichen Nutzen umge-
rechnet. Das heißt hier: Der einzelne Auto-
fahrer spart Geld, wenn er weniger Kilome-
ter fahren muss, die Gemeinschaft spart 
Geld, weil sie die durch Abgase und Unfälle 
verursachten Krankheitskosten nicht mitt-
tragen muss usw. Für die Modellierung des 
volkswirtschaftlichen Nutzens gibt es fol-
gende Vorschriften:

Pro gefahrenem Fahrzeugkilometer 
werden 0,25 € für Betriebskosten mo-
delliert.

 
Pro Fahrzeugkilometer wird ein Ausstoß 
von 278 Gramm CO2 angenommen, die 
volkswirtschaftlichen Kosten der CO2-
Belastung werden mit 231 € pro Tonne 
angesetzt. Das bedeutet umgerechnet, 
dass pro Fahrzeugkilometer 0,064218 € 

als volkswirtschaftliche Kosten des 
CO2-Ausstoßes angesetzt werden.

Weitere Schadstoffe werden mit 0,34 
Cent pro Fahrzeugkilometer angesetzt. 
Vorsicht! Das sind nur 0,0034 € pro 
Fahrzeugkilometer.

Für Sachschadenskosten werden 
61.800 € pro 1 Million Fahrzeugkilome-
ter kalkuliert. Das sind 0,0618 € pro 
Fahrzeugkilometer.
Man rechnet also in der Summe mit ei-
ner volkswirtschaftlichen Ersparnis von 
knapp 0,38 € pro vermiedenem Kilome-
ter.

In der Kategorie „weitere Schadstoffe“ ha-
ben die Gutachter im ersten Trambrücken-
gutachten einen Kommafehler gemacht. 
Statt mit 0,34 Cent pro Kilometer wird 
mit 3,4 Cent gerechnet. Dies führt dort zu 
einem rechnerischen Nutzen von 22.000 
Euro, dies entspricht (wahrscheinlich zu-
fällig) genau dem damals errechneten Ge-
samtnutzen der Maßnahme. Ohne den 
Fehler hat die Maßnahme trotz der Mani-
pulationen keinen Nutzen.

Da wir durch diesen Kommafehler wussten, 
dass die Gutachter nicht nur manipulieren, 
sondern auch schlampen, haben wir ihren 
ganzen Kram nochmals nachgerechnet. Da-
bei stellte sich heraus, dass sie im zweiten 
Gutachten Zahlen von einer Tabelle falsch 
in die nächste Tabelle übertragen haben. 
Dieser Fehler lässt den bereits herbeima-
nipulierten Nutzen nochmals um etwa 50 
Prozent hochschnellen.

Die Bauverwaltung hat keinen der Fehler der 
Gutachten bemerkt. Wir haben den Antrag 
gestellt, das Büro FGS, das die Gutachten 
erstellt hat, wegen dieser Schlampereien 
von Aufträgen der Stadt Potsdam künftig 
auszuschließen. Dieser Antrag wurde von 
der Schlosskoalition in der Stadtverordne-
tenversammlung (PDS, SPD, CDU, Grüne) 
abgelehnt.

Wolfram Meyerhöfer 

€



24

Nachdem wir in unserer 1. Ausgabe das 
Sperrmüllfleddern vorgestellt haben, möch-
ten wir auch heute ein ganz besonderes 
Verbot  vorstellen. 

Zur Überschreitung dieses Verbotes muss 
man eigentlich gar nichts besonderes tun. 
Unter Umständen kann bereits das Nutzen 
der Potsdamer Straßen und Fußwege dazu 
führen, dass man mit dem Gesetz in Konflikt 
kommt. Im § 18 (1) des Brandenburgischen 

Straßengesetzes heißt es klar: Die Benut-
zung der Straße über den Gemeingebrauch 
hinaus ist Sondernutzung. Sie bedarf der 
Erlaubnis der Straßenbaubehörde ... 

Dennoch nutzen in Potsdam insbesonde-
re Reisegruppen, Schulklassen und Über-
gewichtige die öffentlichen Straßen ohne 
Genehmigung und mit einer erstaunlichen 
Ignoranz auch in Fällen, in denen nicht ein-
mal ansatzweise erkennbar ist, welches 
öffentliche Interesse an einer Benutzung 
der Straßen und Gehwege im konkreten 
Einzelfall bestehen soll.  Die über den Ge-
meingebrauch hinausgehende Nutzung öf-
fentlichen Straßenlandes ist ein Delikt, das 
häufig völlig gedankenlos begangen wird. 

Potsdams schönste Verbote

Heute: Über den Gemeinge-

brauch hinausgehende Nut-

zung öffentlichen Straßen-

landes

Potsdam ist die Stadt der Verbote. Der Dreiklang von Stadtverwaltung, Polizei und 
Schlösserstiftung verblüfft immer wieder mit der Ahndung von Delikten, von deren Exis-
tenz wir bislang nicht einmal eine Ahnung hatten. Obwohl die Betroffenen oft wenig Ver-
ständnis aufbringen, nimmt das Verbot einen zentralen Platz in der Potsdamer Stadtkul-
tur ein. Natürlich sind die Bewertungen verschieden. Was für die einen die Weiterführung 
preußischer Traditionen, die Pflege des Kulturerbes oder die Abwehr von Gefahren dar-

stellt, empfinden ande-
re als humoristischen 
Kollateralschaden von 
Bürokratie und man-
gelndem Vertrauen in 
die Mündigkeit der Be-
völkerung. „Man kann 
eine Stadt auch über-
regulieren“, sagt Jann 
Jakobs des öfteren 
in der Stadtverord-
netenversammlung. 
In dieser Rubrik zei-
gen wir, wie dieses 
Versprechen in  Po-
tsdam umgesetzt 
wird.

Zulässiger Gemeingebrauch oder erlaubnispflichtige Sondernutzung? 
Eine schwäbische Reisegruppe bahnt sich ihren Weg durch die Bran-
denburger Straße.
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Damit es auch gegen völlig Ahnungslose 
geahndet werden kann, bestimmt § 47 (1) 
des BrbStrG: Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig ... eine Straße 
über den Gemeingebrauch hinaus ohne Er-
laubnis benutzt.

Wo der Gemeingebrauch endet und eine 
Sondererlaubnis erforderlich ist, ist in 
Potsdam schwer abzuschätzen. Im Zwei-
fel erscheint aber eine schonende Nutzung 
der Straßen und Wege angebracht. Vor ei-
nigen Jahren machte das Potsdamer Ord-
nungsamt Furore und das bis dahin völlig 
unbekannte Verbot bekannt, als es Anhö-
rungsbögen an ca. ein Dutzend Personen 
verschickte, die vor dem ehemals besetz-

ten Boumanns in der Kurfürstenstraße auf 
dem Gehweg stehend gegessen hatten. 
Andererseits ging das Damoklesschwert 
unseres Wissens bislang nicht auf die Rei-
segruppen nieder, die in großer Zahl und mit 
erheblichem Körpergewicht das Potsdamer 
Straßenland zertrampeln. Doch wer da aus 
Schwaben oder Sachsen nach Potsdam 
reist, sollte sich nicht darauf verlassen, 
dass die Geduld unseres Ordnungsamtes 
in Zeiten leerer Kassen endlos ist. 

Noch immer gibt es Reiseveranstalter, 
die verantwortungslos genug sind, ganze 
Seniorengruppen gemeinsam auf öffent-
lichen Straßen auszusetzen und sie der 
rechtlichen Einschätzung der Exekutive 
im Einzelfall ausliefern. Wer Potsdam ei-
nen Besuch abstatten möchte, sollte also 
vor Antritt der Reise sicherheitshalber die 
brandenburgischen Landesgesetze lesen 
und bei der Stadtverwaltung fragen, un-
ter welchen Umständen das Benutzen der 
Straßen hierzulande noch toleriert wird.

Lutz Boede

Falsch verstanden

In der ersten Ausgabe der Fraktionszeitung Die Andere druckten 
wir in der Rubrik „Potsdamer Impressionen“ ein Foto ab, das den 
Briefkasten der Familienpartei im Stadthaus zeigt. Dieser ist seit 
Monaten sorgfältig vor unerwünschter Bürgerinnenpost geschützt. 
In der Mitte zeigt das karierte Papier, mit dem der Briefschlitz zuge-
klebt wurde, allerdings ein kleines Loch. Gleich nach Veröffentlichung 
des Fotos handelte die Familienpartei und klebte den Briefkasten noch 
einmal sauber und lückenlos zu.

Die über den Gemeinge-

brauch hinausgehende Nut-

zung öffentlichen Straßen-

landes ist ein Delikt, das 

häufig völlig gedankenlos 

begangen wird.
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Die Bloodhound Gang in des Waschhauses Schinkelhalle

Wenn Sie nun sagen: „Ich doch auch!“, 
dann haben Sie die Chance verpasst, sich 
mit der Bloodhound Gang zu verbrüdern, 
wenn Sie nicht auch mit in der Schinkel-
halle waren. Die Schwestern, die an der 
deutschen Muschi dranzuhängen pflegen, 
waren nicht allzu zahlreich vertreten, der 
Saal rockte trotzdem, und die mich beglei-
tende Dame zeigte sich erfreut angesichts 
des Gliedes des Bassisten, welches einen 
Bühnenwagen über die Bühne zog. Dazu 
erstmal einen Schnaps. Der Kerl sei wider-
lichwiderlichwiderlich, aber sein Körper sei 
schon geil. Wäre mein Amerikanisch bes-
ser, dann wüsste ich auch Näheres dar-
über zu berichten, was genau der Sänger 
(wunderschöne tiefe, breite Sprechstim-
me! Erstmal`n Bier.) währenddessen über 
zweihundert deutsche Muschis ins Mikro-
fon kaute.

Die Bloodhounds leben im Berliner Exil, weil 
sie ihre Heimat meiden, solange George 
Bush dort Präsident ist. So frönte man 
gemeinsam einem forschen Antiamerika-
nismus und feierte alternativ das Deut-
sche (dazu noch`n Schnäpschen). Die 
Jungens brachten allen Ernstes die Hälfte 
des Saales dazu, das Deutschlandlied zu 
singen (dritte Strophe: Beim Liede setzen 
sich Mehrheiten recht unmittelbar durch.). 
Herr von Fallersleben sollte durch Zwangs-
hörerschaft bei jedem Singen seiner Hymne 
bestraft werden für sein Tun. Herr Wider-
lich-Geil zeigte mittlerweile den Deutschen 
ihren Gruß, vermindert um Daumen, Mittel-
finger und Ringfinger, gab dem Sänger noch 
ein wenig von seinem verschnapsten Spei-
chel zu trinken, versuchte, eine Fickmaus 
für hinterher klarzumachen und zeigte, wie 
man ein Bier zwei Mal trinkt. Nochmal die 

deutsche Fahne auf dem Arm gefeiert, und 
nochmal`n Schnäpschen. Im Hintergrund 
per Beamer die ganze Show über Slogans 
gegen Bush und für die Suche nach der 
deutschen Muschi und Bilder über poli-
tische und sexuelle Praxen im Allgemeinen 
und im Besonderen.

Der vergnügliche Abend fand eine wunder-
volle Irritation, als die Band plötzlich weg 
war. Man fiel aus dem Tanze und fand sich 
plötzlich im Nichts. Der deutsche Konzert-
konsument weiß aber mittlerweile, dass Zu-
gaben im Vertrag stehen, und verabschie-
det hatte sich ja auch niemand. Kurz und 
gut: Der Saal schwieg. Kein Beifall. Kein 
Zugabenruf. Mehrere Minuten Krisenex-
periment pur: Die Zuschauer wissen, dass 
die Zugabe im Vertrag steht, dass noch ein 
oder zwei Hits fehlen und dass die Instal-
lation über ihren Köpfen noch nicht in Ak-
tion getreten ist. Und sie mögen offenbar 
nicht, dass die Band einfach geht. Und wir 
waren doch wirklich ein wunderbares Publi-
kum: Der Saal rockte vom ersten bis zum 
letzten Moment, obwohl ihr uns schon am 
Anfang scheiße lange habt warten lassen 
und obwohl es auch auf der Bühne genug 
zu trinken gab.

Nach einigen Minuten musste der arme Gi-
tarrist auf die Bühne und überredete das 
Publikum, die Zugabe einzufordern. Der Saal 
forderte ein wenig, noch paar Schnäps-
chen, paar Lieder, der Saal rockt weiter, 
paar Luftballons, Rauchkanone, US-Flagge 
als Unterhose, Widerlich-Geil`s Schwanz 
mit Fähnchen dran und Abgang.		
	

Wolfram Meyerhöfer 

Potsdams Tanzlokale

Wir suchen deutsche 

Muschis.
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parkblog.de

Parkerlebnisse 

aus Potsdamer Parks

parkblog.de ist die erste Anlaufstelle für alle Potsda-

merinnen und Potsdamer, die mit der Schlösserstif-

tung und ihren diversen Parkverboten so ihren Spaß 

haben. Das Ziel unserer Seite ist, Erlebnisse aus den 

Potsdamer Parks zu schildern und zu veröffentlichen. 

Den Menschen aus Potsdam soll hier ein Forum zum 

Publizieren und zum Diskutieren geboten werden. 

Nur mit der nötigen Öffentlichkeit können wir der 

Schlösserstiftung ihre Grenzen aufzeigen!

Weitere Informationen unter:

www.fraktion-die-andere.de

www.babelsberger-park.de


